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der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 1. Marienwerder, ben 2. Januar 1867. 


اه ات سب اس سس — 


Das Gifte und 628 Stück der Geſetzſammlung pro 1866 enthält unters 


Nro. 6459. die Verordnung, betreffend die Einführung des Wahlgeſetzes für den Reichstag des Nord⸗ 
deutſchen Bundes vom 15. Oktober 1856 in den Landesthellen, welche durch das Geſetz vom 
20, September 1866 der Preußiſchen Monarchie einverlelbt worden ſind, vom 14. Nov. 1866; 
Neo, 6460. die Verordnung, die Einführung des Wahlgeſetzes für den Reichstag des ۸ 
Bundes vom 15. Oktober 1866 in dem Jadegebiete betreffend, vom 19. November 1866; 
Nro. 6461. die Verordnung, betreffend die Siegel der Notare im Gebiete des vormaligen Königreichs 
Hanover, vom 5. November 1866; 
Neo. 6462, den Allerhöchſten Erlaß vom 17. November 1866, betreffend die Erweiterung des Statuts 


vom 20. September 1866 (Geſetz⸗Samml. für 1866 S. 556) wegen Stiftung eines Erin 
nerungskreuzes für den Feldzug 1866; [ weg juna i 


ro. 6463. die Verordnung, betreffend die Beſtellung des Ober ⸗Tribunals zum Kafſatlonzhofe für dle 
Straſſachen aus dem Gebiete der ehemaligen freien Stadt Frankfurt, vom 19. Novbr. 1866; 

ro. 6464. die Verordnung, betreffend die Ernennung der Juſtizbeamten im Gebiete der ehemaligen freien 

Stadt Frankfurt, vom 19. November 1866; ۰ 

Nro. 6465 bie Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehungung der unter ber Firma: „Weſt⸗ 
deutſche Verficherungs⸗Aktienbank“ mit dem Sitze zu Eſſen 0 Aktiengeſellſchaft, vom 
12. November 1866; 

Nro. 6466. die Verordnung, betreffend die Publikation der Geſetze in denjenigen Landestheilen, welche 
durch das Geſetz vom 20. September 1866 (Geſetz⸗Samml. S. 555) der preußiſchen Mo⸗ 
narchie einverleibt worden find, vom 1. Dezember 1866; 

"ro. 6467. die Konzeſflons⸗Urkunde, betreffend die Erweiterung des Unternehmens ber Rheiniſchen Elfen. 
bahn⸗Geſellſchaft durch den Bau und Betrieb einer Zweigbahn von Call reſp. Sötenich nach 
Trier, vom 12. November 1866; : 

Mio. 6468. die Konzeſſions⸗Urkunde, betreffend die Erweiterung des Unternehmens der Rhelniſchen 0 
bahngeſellſchaft durch den Bau und Betrieb einer Zweigbahn von Euskirchen nach Brühl oder 
Sechtem, vom 12. November 1866; 

Nro. 6469. die Konzeſſtons⸗Urkunde, betreffend die Erweiterung des Rheiniſchen Eiſenbahn⸗Unterneh mene 
durch den Bau und Betrieb einer Zweigzbahn von der Rheinftation Hochfeld der Oſterath Eſſener 
Eiſenbahn nach Duisburg, vom 12. November 1866; 

Nro. 6470. den Nachtrag zu dem Statut des Relpzig⸗Schwetiger Deichverbandes vom 21. Juli 1852, 
vom 12. Nobember 1866; 

Neo, 6471. den Allerzöchften Erlaß vom 19. November 1866, betr. die Erwoſterung der Grenze, Innere 
halb welcher eine Beleihung nach dem Erwerbswerthe durch die oſtpreußiſche Landſchaft erfolgt. 


. Die Aufgaben des Norddeutſchen Bundes. 

Ueber den Plan zum Norddeutſchen Bunde, wie er von der Preußiſchen Reglerung entworfen und 
den gegenwärtig in Berlin verfammelten Vertretern der übrigen Staaten vorgelegt worden iff, wird in 
glaubwürdiger Weiſe Jolgendes mitgetheilt: 0 

Der eigentliche Bund wird zunächſt das ganze orbs und Mittel⸗Deutſchland bis zun Malin um⸗ 
faſſen, ein Lendergebiet von nahezu 30 Millionen Deutſchen, die ſchon jetzt durch ihre geſammte äußere 
und geiſtige Entwickelung innerlich eng verknüpft find. — In dieſem Gebiete ſoll eine wahrhaft einheit⸗ 
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liche Bundesgeſetzgebung alle wichtigen Beziehungen des öffentlichen Lebens regeln und eine volle Gemein⸗ 
ſchaft der bürgerlichen und ſtaatlichen Intereſſen begründen. — Die gemeinſame Geſetzgebung des Bundes 
wird fich erſtrecken auf die volle und unbedingte Freizügigkeit, auf die Heimaths⸗ und Niederlaſſungs⸗ 
Verhältnlſſe und den Gewerbebetrieb, auf die Anlegung von Kolonien und die Auswanderung nach außer⸗ 
deutſchen Ländern, — auf die Zoll⸗ und Handelsgeſete, — auf dle Ordnung des Muaß⸗, Münze und 
Gewichts⸗Syſtems, und die Geundſätze über die Aus gabe von Papiergeld, — anf die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze des Bankweſens, — auf die Erſindungspatente, — auf den Schutz des geiſtigen Eigenthums, auf 
die Sicherung eines gemeinſamen Schutzes des deutſchen Handels im Auslande, der deutſchen Schifffahrt 
und ihrer Flagge zur Ser und Anordnung gemeinfamer Vertretung durch Konſule des Vundes, — auf 
das Eiſenbahnweſen im Intereſſe der Landesvertheldigung und des allgemeinen Verkehrs, — auf den 
Schifffahrts betrieb auf den mehreren Staaten gemeinſamen Waſſerſtraßen, ſowie die Fluß⸗ und Waſſer⸗ 
zölle, — auf eine einheitliche Leitung des Poſt⸗ und Telegraphenweſens, — auf eine gemeinſame Civil⸗ 
Prozeß⸗Ordnung, ein gleiches Ponkurs⸗Verfahren, Handels⸗ und Wechſelrecht. J 

Wenn auf allen dieſen Geblelen eine einheitliche Geſetzgebung und eine gleichmäßige Handhabung 
der Geſetze von Bundeswegen geſichert werben, fo ijt damit die Einheit des nationalen Bewußlſeins und 
der nationalen Entwickelung unzweifelhaft verbürgt. — Die geſetzgeberiſche Thätigkeit ſoll von der Vertre⸗ 
tung der Regierungen (in einem „Bundes rath“) und von einer aus allgemeinen Volkswahlen hervorgehen⸗ 
den National⸗Vertretung mit gleichem Antheile geübt werben: beſonuene Mäßigung und friſcher, lebendi⸗ 
ger Antrieb werden ſich ſomit gezenſeitig ergänzen. — In ber Vertretung der Regierungen darf ſich nicht 
der Uebelſtand des alten Bundeslages erneuern, daß der kleinſte Staat erſprleßliche Abfichten für den 
ganzen Bund zu vereiteln vermag; Preußen wird an feinem Theile auch in dem Rathe der Regierungen 
ein erhebliches Gewicht in die Wagſchaale zu werfen ۰ Die Leitung des Bundes im Ganzen kann 
nur der Krone Preußen zuſtehen. Die Bundesgewalt fol das Recht haben, Krieg zu erklären, ſowle Bünd, 
niſſe und Verträge zu ſchließen, Geſandte des Bundes zu ernennen und fremde Geſandte zu empfangen. 

Vor Allem ſoll die Wehrkraft des geſammten Norddeutſchen Bundes zu Laude und zur See unter 
Preußens Oberbefehl einheitlich und kräftig orgauiſirt werden. — Die geſammte Landmacht des Bundes 
wird ein einheitliches Heer unter dem Oberbefehl des Königs von Preußen bilden. Der Oberfeldberr wird 
die Pflicht und das Recht haben, dafür Sorge zu tragen, daß innerhalb des Bundesheeres alle Truppen. 
theile vollzählig und kriegstüchtig vorhanden find, und bag die nothwendige Einheit in der Einrichtung, 
in Bewaffaung und Kommando, in der Ausbildung der Mannſchaften, ſowie in den Anforderungen an 
die Offiziere hergeſtellt wird; ferner bas Recht, die kriegsbereite Nufftellung jedes Theiles des Bundes. 
heeres anzuordnen. — Die Bundesverfaſſung wird durch ihre Beſtimmungen ſichere Pewähr dafür zu 
geben haben, daß den Anordnungen des Oberfeldherrn jeder Zeit unbedingt Folge geleiftet werde. 

Die Kriegs⸗Marine der Nord und Oſtſee follen eine einheitliche Seemacht unter Preußi⸗ 
ſchem Oberbefehl bilden: der König von Preußen wird über die Einrichtungen und die Zuſammenſetzung 
derſelben zu beſtimmen haben. — Der Kieler und der Jade⸗Hafen ſollen Bundes⸗Kriegshäfen fein. 

Die Kriegs⸗Marine wird zugleich ben Schutz der gemeinſamen Handels⸗ Marine bilden, deren 
Fahrzeuge eine und dieſelbe Flagge des Norddeutſchen Bundes führen werden. 

Wenn auf ſolchen Grundlagen ein Bund von 30 Millionen Norddeutſcher aufgerichtet und darin 
ein feſter Kern deutſcher Macht gewonnen wird, dann kann es nicht fehlen, daß auch die Beziehungen 
dieſes Bundes zu den ſüddeutſchen Staaten in Kurzem durch beſondere Verträge erfolgreich geregelt Wer 
den und daß in naher Zukunft ein nationales Band fo ſtark und wirkſam wie niemals zuvor ganz Deutſch⸗ 
land umſchlinge. — Zur Durchführung des großen Werkes wirb das preußiſche Volk durch die Devore 
ſtehenden Wahlen zum Parlament mitzuwirken haben: vas Werk muß gelingen, wenn das Volk feſt ge- 
einigt zur Regierung ſteht und das Gewicht feiner Zuſtimmung in die Schaale der Entſcheidung wirft. 

Jetzt gilt es, mit gemeinsamer, ungefheilter Kraft einzuſtehen für die volle Verwirklichung deſſen, 
was Preußen durch eine ſiegreiche und ruhmvolle Politik angebahnt hat. Möge das preußliſche Volk ſich 
einen klaren, unbefangenen Blick bewahren, um nur ſolche Männer zu wählen, die unzweifelhaft entſchloſ⸗ 
fen find, die Regierung bel der Durchführung ihres Werkes aufrichtig und rückhaltlos zu unterſtützen. 


Erklärungen des Miniſter⸗Präfidenten Grafen von Bismarck über die Lö ſung 
۹ der le ⸗Holſteinſſchen Angelegenheit. 

Im Abgeordnetenhauſe tft das Sek wegen Einverleibung der Herzogthümer Schleswig und Pole 

ftein in die Preußiſche Monarchie nunmehr genehmigt worden. Dabei kam die von unſerer Regierung 


— 8 — 


in dieſer Angelgenhelt befolgte Politik von Neuem zur Sprache Von derjenigen Seite, welche früger bie 
Einſetzung des Prinzen von Anguftenburg als Herzog von Schleswig⸗Holſtein verlangt hatte, wurde jetzt 
von Neuem behauptet, die preaßiſche Regierung habe von vorn herein nicht die Lostrennung der Herzog⸗ 
thümer von Dänemark erſtrebt, ſondern das Verbleiben bei der Krone Dänemark unter einer ſogenannten 
Perſonal⸗Union, — ferner der Prinz von Auguſtenburg habe ſeiner Zeit alle wünſchenswerthen Zugeſtänd⸗ 
niſſe an Preußen machen wollen, aber er fet vom Grafen Bismarck zurückgeſtoßen worden, — auch die 
Bevölkerung der Herzogthümer fet nur durch rückfichteloſe Behandlung verletzt worden, auch jetzt wieder 
durch die Wahl und das Verhalten des Dber-Präftdenten von Scheel⸗Pleſſen, der als ein Dänen⸗ 
freund gelte, endlich wurde noch getadelt, daß Preußen ſich beim Friedensſchluß verpflichtet habe, in 
Nordſchleswig, welches größtenthells von einer däniſch⸗redenden Bevölkerung bewohnt if, abftimmen zu 
laſſen, ob dieſelbe bei Preußen bleiben oder zu Dänemark zurückkehren welle. 

Ueber alle biefe Punkte ließ ſich der Miniſter⸗Präſtdent näher aus. Was zunächſt den Prinzen 
von Auguſtenburg betrifft, ſo ſagte Graf Bismarck über deſſen Auftreten Folgendes: 

„Ich erkläre es für poſitiv falſch, daß der Prinz von Auguſtenburg jemals die preußi⸗ 
[hen Februar Bedingungen angenommen hat, und wir würden genöthigt felt, bie Briefe, welche 
darüber vorliegen, wenn dieſe unwahren Behauptungen ferner aufrecht erhalten werden ſollten, zu veröf⸗ 
fentlichen, obwohl fie urſprünglich nicht dazu beſtimmt gemefen find. Er hat unfere Bedingungen ftets 
nur fo angenommen, daß er ſich eine Hinterthür offen nebelten, er hat in uns die Ueberzengung geweckt, 
daß er die Zuſtimmung der Schleswig ⸗Holſteinſchen Stände zu dieſen Bedingungen nur in der Abſicht 
vorbehalten hat, um im Einzelnen vermöͤge der ſtändiſchen Weigerung, loszukommen, und gerade von dem 
Wichtigſten. Die Forderung welche ich dem Prinzen ſtellte, ſtand ſogar hinter den Februar⸗Bedingungen 
ſehr weit zurück. Es handelte ſich um ein Hafengebiet und um feſte Stellungen an den belden Endpunk⸗ 
ten des Nordoftſeekanals. Ich erinnere mich ſtcher, daß, als ich von dem Hafengebiet ſprach, der Prinz 
darauf hinwies, das könnte ſich ja „gar um Quadratmeilen“ handeln, woraus Sie eben den Maß⸗ 
ſtab deſſeu, was er zu bewilligen bereit war, entnehmen können. — Daß ich iu früheren Zeiten zu irgend 
Jemand geſagt haben ſolle, ich zöge die Perſonal⸗Union mit Dänemark der Einſetzung der Familie Augu⸗ 
ſtenburg vor, muß ich ſtark bezweifeln. Ich kann natürlich nicht jedes Wort im Gedächtniß behalten, 
was ich zu den vielen hundert Deputationen, bie ich geſehen habe, geſprochen habe; dieſes aber kann ich 
nicht geſagt haben, denn es iſt nie meine Meinung geweſen, und warum ſollte ich grade dieſen Leuten in 
dieſer Richtung das Gegentteil meiner Meinung ſagen! — Ich habe ſtets an der aufſteigenden Meinung 
und Abſicht feſtgehalten, daß die Perſonal⸗Unien beſſer war, wie das, was früher exiſtirte, daß aber 
ein felbfiftänbiger Fürſt beſſer war, als die Perſonal⸗Unton, und daß endlich die Vereinigung mit dem 
preuziſchen Staate beſſer war, als ein ſelbſtſtändiger Fürſt. Welches davon das 6 rreichbare war, das 
konnten allein die Ereigniffe lebren. Wäre Perſonal⸗Union das Höchſte des Erreichbaren geweſen, ſo hätte 
ich mich vor der Hand bei der damaligen Lage der Dinge int ۶ Deutſchlands nicht berechtigt und 
berufen gehalten, dieſe Abſchlagszahlung zurückzuwelſen. — Dagegen iſt nicht zweifelhaft, daß im ganzen 
Laufe des Jahres 1864 eine für uns irgend annehmbare Verſtändigung mit dem Prinzen von Auguſten⸗ 
burg nicht zu erreichen war und daß der Prinz dle Bedingungen, die Seine Majeſtät und Sr. Majeſtät 
Miniſter für annehmbar hielten, nicht eingegangen IR. 4 

Noch im vorigen Jahre, kurz vor den Gafteiner Verhandlungen, habe ich den Königlich bairiſchen 
Miniſter Freiberrn don der Pfordten gebeten, ob er nicht feine Vermittelung dahin eintreten laſſen wolle, 
daß zur Verhütung eines Lonfliktes, der ganz Deutſchland ergreifen könnte, Unterhandlungen geführt Dir 
den, durch welche der Prinz von Auguſterſburg bewogen werde, einen für Preußen annehmbaren Frieden 
mit Sr. Majeſtät zu machen, wobei ich erklärte, daß ich dem Prinzen zu dieſem Behufe an dem könig⸗ 
lichen Hefe eine günftige Aufnahme vermitteln würde, wenn der Prinz ſich dorthin begeben wolle. Herr 
Freiherr von der Pfordten üßernahm ſehr bereitwillig dieſe Vermittelung; er hat ſich demgemäß an den 
Prinzen gewendet, er hat jedoch darauf zuerſt mehrere Wochen lang gar keine Antwort bekommen und 
ſpäter eine kühle und vornehme Abl⸗huung. Wenn ſerner behauptet worden iſt, daß fich ein Unterſchied 
in dem Eroberungs⸗Verhällniß von Schleswig⸗Holſtein und dem von Hannover behaupten ließe, ſo iſt 
dies nur fo zu acceptiren, daß unſer Eroberungs recht an den Herzogthümern jedenfalls ein noch ſtärkeres 
iſt, es iſt ein doppeltes! Wir haben ſie zuerſt den Dänen und zweitens ſie dem mit unſern kriegeri⸗ 
ſchen Feinden verbündeten Prinzen von Auguſtenburg abgenommen. Nehmen Sie an, der Prinz wäre 
wirklich legitimer Regent geweſen, fo ift er eben jo. fehr der Bundesgenoſſe unſerer kriegeriſchen Gegner 
geweſen, als der König von Hannover oder der Kurfürſt von Heſſen. Er iſt es aber mit mehr Beſon⸗ 
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nenheit geweſen, mit mehr Berechnung und mit weniger Offenheit. Wäre unſer Vorgehen in der 
Mitte Juni dieſes Jahres weniger ſchnell erfolgt, fo würden wir es erlebt haben, 
daß auf der Grundlage des Bundesbeſchluſſes vom 14. Juni d. J. ſich in Hannover 
an dem Vereinigungspunkte des Gablenz ſchen Korps Hannover ſche und Auguſten⸗ 
burgiſche Truppen bei Stade geſammelt hätten, um gegen uns im Felde zu operiren 
und gegen Berlin zu marſchiren.“ 

In Betreff des jetzigen Ober⸗Pröſiventen von Schleswig⸗Holſtein ſagte der Miniſter⸗ 
Präfident: „Ich muß mein volles Vertrauen auf den Baron von Scheel⸗Pleſſen ſetzen, und er genießt 
es im vollſten Maaße. Er iſt der erſte Schleswig Holſteiner, der ſchon im Jahre 1864 in Schönbrunn 
mir den feſten Entſchluß eic für nichts Auderes als für den Anſchluß an Preußen zu zolrken, und 
die Verdächtigung, daß er däniſchen Intereſſen diene, iſt eine ſolche, die er nicht verdient, nad die ich 
auf das Beſtimmteſte zurückweiſe; ich baue auf feine Treue ebenſo feſt, wie auf die irgend eines anderen 
Dieners Sr. Majeſtät des Königs.“ 

Endlich wegen der beim Friedensſchluſſe vorbehaltenen Entſcheidung in Betreff einer etwaigen Ab⸗ 
tretung eines Theils von Nord⸗Schleswig äußerte ſich der Miniſter dahin, daß dieſe Beſtim⸗ 
mung im Friedens ⸗ Vertrage nicht nach den Schleswig⸗Holſteiniſchen Verhältniſſen allein, ſondern aus der 
allgemeinen Lage beim Friedensſchluſſe zu erklären fer „Wären wir mit Schleswig⸗Holſtein und mit 
Dänemark allein auf der Welt, ſo würde ein ſolcher Friedensparagraph nicht exiſtiren. Ich muß hierbei 
weiter ausholen, um die Gründe klar zu legen, welche die Köntgliche Staatsregierung beſtimmt haben, 
einen dem offentlichen Gefühle widerſtrebenden und mit den reichen Erfolgen Preußens anſcheinend im 
Widerſpruch ſtehenden Artikel in den Frieden aufzunehmen. — Die polltiſche Geſtaltung, welche Europa 
im Jahre 1815 erhalten hat, die Bezlehungen ter, Kabinette zu einander von da ab bis zum Jahre 1840, 
geben das Bild eines großen Earopäiſchen Vertheidigungsſyſtems gegen Frankreich. Es war dies die 
natürliche Rückwirkung der Eroberungskriege des erſten franzöſiſchen Kalſerreichs. Dieſes Syſtem gewähre 
feinen Theilnehmern eine Sicherheir, aber es brachte Preußen In eine abhängige Stellung. So lange 
Preußen jenem Syſtem angehörte, mußte es auch den unglücklichen Zufchnitt, der ihm im Jahre 1815 
zu Theil geworden war, ertragen, mit feinem Kommißbrod eben zufrieden ſein. Es hatle dafür Schutz 
und Sicherheit. — Die früheren Regierungen haben es nicht für zweckmäßig gehalten, Gelegenheiten, bie 
zur Abwerfang dieſes Syſtema ſich boten, zu benutzen. Dieſes Syſtem iſt gefallen ohne Preußens Zuthun; 
es iſt gefallen durch das Jahr 1848, durch die Politik, die ſeit dem Jahre 1848 oder beſſer ſeit dem 
Jahre 1850 von Oeſterreich gegen Preußen betrieben wurde, und die cs {ebr ſchwer machte, das frühere 
maßgebende Vertrauen zu Oeſterreich wieder zu erzeugen. Den letzten Stoß hat die heilige Allianz bes 
kommen durch den orientaliſchen Krieg, durch das Verhalten Oeſterreichs gezen Rußland. Der Zerfall 
dieſer Allianz hinterließ einen Zuftand, in dem Preußen mit Recht oder Unrecht von dem Auslande und 
um großen Theile von feinen eigenen Angehörigen als fortdauernd hülfsbedürftig gegen Frankreich ange⸗ 
ehen wurde. Diefe angebliche Hülfsbedürftigkeit wurde dann benutzt, um auf nuſere Nachgiebigkeit und 
Beſcheidenheit allerlei politiſche Pläne zu bauen. Dieſe Speculation iſt in dem letzten Jahrzehnte nament⸗ 
lich von Oeſterreich und von einem Theile unſerer deutſchen Bundesgenoſſen ſehr weit getrieben worden. 
War ſie eine berechtigte? fragt man ſich. — Die Intereſſen Preußens tragen an und für ſich nichts in 
ſich, was uns nicht den Frieden und ein freundlich nachbarliches Verhältniß zu Frankreich wünſchenswerth 
machte; wir haben bei einem Kriege mit Frankreich, ſelbſt bei einem glücklichen, nichts zu gewinnen. Der 
Kaiſer Napoleon, im Widerſpruch zu andern franzöfiſchen Herrſcherhänſern, hat in ſeiner Weisheit er⸗ 
kannt, daß Frieden und gegenſeitiges Vertrauen im Interſſe beider Nationen liege, daß fie von der Na⸗ 
tur nicht berufen ſeien, ſich gegenſeitig zu bekämpfen, ſondern als gute Nachbarn die Bahn des Fortſchritts 
in Wohlfahrt und Geſittung mit einander zu wandeln, Zu ſolchen Beziehungen mit Frankreich iff nur 
ein ſeldſtſtändiges Preußen befähigt, eine Wahrbelt, die vielleicht nicht ven allen Unterhanen des Kaiſers 

leichmäßig erkannt wird. Wir aber haben es amtlich nur mit der franzöſiſchen Regierung zu thun. Ein 
ſelches Nebeneinandergehen bedingt eine wohlwollende gegenſeitige Schonung der Intereſſen beider Völker. 

Welches find nun im großen Ganzen, ohne den zufälligen Stoß vorübergehender Exeigniſſe in Ars 
fag zu bringen, die Intereſſen Frankreichs in Bezug auf Deutſchland? Betrachten wir fle ganz ohne 
deutſches Vorurtheil; ſuchen wir uns auf den Franzöſiſchen Standpunkt zu ſetzen; es iff das die einzige 
Art, fremde Intereſſen mit Gerechtigkeit zu beurtheilen. Es kann für Frankreich nicht erwünſcht ſein, daß 
in Deutſchland eine Uebermacht entfteht, wie fie fich darſtellen würde, wenn man ſich ganz Deutſchland 
unter öſterreichſſcher Leitung geeinigt dächte, ein Reich von 75 Millionen, ein Deflerreich bis an den Rhein; 
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jelbft ein Frankreich bis an den Rhein würde keln ausreichendes Gegengewicht bilden. Es iſt für ein 
Frankreich, welches mit Deutſchland in Frieden leben will, ein Vortheil, wenn Oeſtetreich an dleſem 
Deutſchland nicht betheiligt iſt, indem die öſterreichiſchen Intereſſen mit den franzöſchen mannigfach ſtreiten, 
fei es in Italſen, fet es im Orient. Zwiſchen Frankreich und einem von Oeſterreich getrennten 
Deutſchland find dagegen die Berührungepuakte, die zu feinvlichen Beziehungen führen können, viel weulger 
zahlreich; und daß Frankreich den Wunſch hegt, zum nächſten Nachbarn einen ſolchen zu haben, mit dem 
es Ausſicht hat, in Frieden zu leben, einen ſolchen, dem 35 oder 38 Millionen Fran zeſen im Vertheidi⸗ 
zungskampfe vollſtändig gewachſen find, tt ein natürliches Intereſſe, das kaun man ihm nicht ver argen. 
Ich glaube, daß Frankreich, in richtiger Würdigung ſeiger Intereſſen, weder zugeben konnte, daß dle 
preußiſche Macht, noch daß die öſterreſchiſche verſchwände. 

Welches ſind weiter die Intereſſen Frankreichs bei der europälſchen Entwickelung, namentlich unter 
der jetzigen Dinaſtie? Es iſt die Berückſichtigung der Nationalitäten. Dleſem Syſtem erte 
ſprechend hat Frankreich die däniſche Frage von Anfang an aufgefaßt; die franzöſiſcke Reglerung hat ſchon 
auf der Londoner Konferenz und in der Zeit vor und nach ihr eine weniger ſchroffe Stellung gegen die 
deutſchen Anſprüche Dänemark gegenüber eingenommen, ſowelt dieſe Anfprüce mit der Idee der Natio⸗ 
nalität zufammenftelen. Die vollſtändige Durchführung des Natlenalitäts⸗Priuzipes iſt bekanntlich auf der 
däuiſchen Grenze ganz unmöglich, weil die Nationalitäten fo gemiſcht find, daß ſich nirgends eine Grenze, 
die fe vollſtändig von einander ſendert, ziehen läßt; aber es war das Prinzip im Großen, welches 
Fraukreich vertreten hat, und weiches es Frankreich möglich machte, den deutſchen Beflrebungen nicht mit 
der Schärfe gegenüber zu treten, wie es don andern Machten geſchah. Ju der Zwiſchenzeit iſt man in 
vertraulichen Besprechungen mit Dänemark, wit andern Mächten häufig auf dieſe Frage zurlidgelommen, 
Och kin ſtets der Meinung geweſen, daß eine Bevölkerung, die wirklich in zweifellos und dauernd kund⸗ 
gegebenem Willen nicht preußiſch oder nicht deuſch fein will, die in zweifelles ausgeſprochenem Willen 
einem unmittelbar angrenzenden Nachbarſtaate ihrer Nattonalität angehören will, keine Stärkung der 
Macht bildet, von welcher ſie ſich zu trennen beſtrebt ift. Man kann zwingende Gründe haben, رب‎ 
auf ihre Wünſche nicht einzugehen; die Hinderniſſe können geographiſcher Natur ſein, die es * 
machen, ſolche Wünſche zu berückſicheigen. Es fragt ſich, eb und in wie weit dies hier zutrifft. Die 
Frage Ht eine offene, wir haben jederzeit bei ihrer Erörterung hinzugefügt, daß wür uns niemals dazu 
herb ilaſſen können, unſere militairiſche Sicherheitslinie durch irgend ein Arrangement auf's Spiel zu 
jeyen, daß wir wohl aber zweifellos und unabhängig ausgeſprochene Wünſche, deren Beharrlichkeit und 
ehrliche ۱ Mt wäre, an dleſer geographiſchen Stelle, unter Umſtänden berückfichtigen tönnlen. 
So ungefähr bat eine Anzahl vertraulicher Beſprechungen in der Zwiſchenzeit gelautet. 8 

Se lag die Sache, als Frankreich durch die Ereigniſſe im Juli d. J. in die Lage kam, ſeine eige⸗ 
nen Wünſche mit einem ungewöhnlich ſtarken Gewichte geltend zu machen. Ich brauche Ihnen die Lage 
nicht zu ſchildern, fe iſt bekannt genug, und Niemaud hat Preußen zumuthen wollen, zwei große europai⸗ 
ſche Kriege gleichzeitig zu führen, oder in dem Augenblicke, wo es den einen führte und die Früchte deſ⸗ 
ſelben noch nicht geſichert hatte, feine Beziehungen zu andern Großmächten anf 8, Spiel zu ſetzen. 

In dieſer Lage der Dinge wurde Frankreich von Oeſterreich zum Vermittler der Streitigkeiten be⸗ 
rufen, alſo vollkommen rechtmäßig durch einen der ۸ Theile berufen, ſeine Meinung geltend zu 
machen. Daß Frankreich dle Erforderniſſe ſeiner Politik berückfichtigte, kaun ihm Niemand verdenken; 
darüber, daß es fie mit Mäßigung geltend gemacht hat, iſt es, glaube ich, für das Publikum noch zu früb, 
zu urtheilen, und ich möchte Sie bitten, dles der Würdigung der Regierung zu überlaſſen. An uns trat 
die Frage herau, nicht od wir es den Wünſchen ber Schleswig⸗Holſteiner entſprechend hielten, ſondern die, 
ob wir in der europäiſchen Lage, in der wir uns vor Wien befanden, die Geſammtheit 
beifen, was uns von en unter franzöſiſcher Vermittelung geboten wurde, an⸗ 
nehmen oder ablehnen wollten. Die Grundlagen der Entſchließung waren nicht eben in der wün⸗ 
ſchenswerthen Vellſtändigkeit gegenwärtig, Einzel⸗Verhandlungen unmöglich, unſere Verbindungen waren 
unterbrochen, die Telegramme brauchten drel, mitunter ſechs Tage, bevor ſie aus den europäiſchen Reſt⸗ 
denzen in's Hauptquartier gelangten, weil die Linien auf dem Kriegsſchauplatz vielfach abgeſchnitten waren. 

war alſo zur die allgemeine europäiſche Lage und die eigene aagenblickliche Stimmung als Grund zur 
Entſcheidung Sr. Majeſtät des Königs zu nehmen. 

Wir hatten eine ſtarke Anlehnung an der unerſchütterlichen Vertragstreue Italiens, die ich nicht ge⸗ 
nug rühmen und deren Werth ich nicht hoch genug. anſchlagen kann. Die italieniſche Regierung hat der 
Verſuchung, fich durch ein Geſchenk Oeſterreichs, des gemeinſchaftlichen Feindes, von dem Bunde abziehen 


du laſſen, mit großer Entſchiedenhelt widerſtanden, und wir knüpfen an biefe Thatſache gegründete Hoff⸗ 
nungen, auf die zukünftigen freundſchaftlichen und natürlichen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Ita⸗ 
lien. Aber ungeachtet dleſer in der Diplomatie und auf dem Schlachtfelde wertevellen Bundesgenoſſen⸗ 
ſchaft, entnahmen wir der Geſammtlage „die Ueberzeuzung, daß wir den Bogen nicht zu ſtraff ſpannen 
„durften, daß es nicht angemeſſen fel, durch Verwerfung von Einzelheiten die Geſammiheit des Errun⸗ 
„genen wieder in Frage zu ſtellen und Ihre Sicherſtellung vielleicht von weiteren europäiſchen Verwicke⸗ 
„lungen abhängig zu machen.“ Es iſt ſehr ſchwer von Haufe aus zu üderſehen und zu erweſſen, wie welt 
eine Erörterung angebotener Bedingungen führt, oft von kleinen Ausgangspunkfen zu ſchweren Differen⸗ 
zen; ich habe ſelbſt Sr. Majeſtät unumwunden dazu gerathen, wie die Vermittelungs⸗Vorſchläge vor uns 
gelezt wurden, zu nehnen oder zu verzichten, einzuſchlagen und anzunehmen, und nicht wie ein verwegener 
Spieler das Ganze nochmals auf's Spiel zu ſetzen. — Dieſen Verhältniſſen, meine Herren, verdankt 
jene Beſtimmung in dem Vertrage ihre Entſtehung. Die weite Faſſanz, die fie erhalten hat, läßt uns 
eine gewiſſe Freiheit in der Ausführung; ich halte es aber für nöthig, anzuflihren, daß wir uns unmöz⸗ 
lich durch die Beſchlüſſe des Landtages von Verpflichtungen entbinden laſſen können, die wir eingegangen 
find, ſondern wir müſſen fie halten; aber wir werden fie fo zur Ausführung bringen, daß über die Ab⸗ 
ſtimmung, auf deren Grund wir verfahren, über deren Freiwilligkeit und Unabhängigkeit und über den 
entſchiedenen Willen, der dadurch kundgegeben wird, kein Zweifel bleibt. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Central» Behörden. 


1) Für die Verſendurg von gedruckten Sachen unter Band mit der Briefpoft fol vom 1. 
Januar 1867 ab innerhalb des Preußiſchen Poſtbezirks der Portoſatz von 4 Pfennigen, 
ſtatt für jedes Loth des Gewichts der Sendung, nach der Gewichts⸗Progreſſien von 2½ zu 2½ Loth 
incl, berechnet werden; danach ergeben ſich 
bis 2½ Loth einſchließlich 4 Pfennige, 
über gr bis 5 ۰ 8" و‎ 
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Vorſtebendes wird auf Grund des F. 50. des Geſetzes über das Poſtweſen vom 5. Juni 1852 zur 
ͤffentlichen Kenntniß gebracht. — In den ſonſtigen in Betreff der Sendungen gedruckter Sachen unter 
Band geltenden Vorſchriften tritt keine Aenderung ein. Berlin, den 22. Dezember 1866. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Graf von Itzenplitz. E 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Provinzial⸗Behörden. 


2) Nachſtehender Erlaß: 

„Im Einverftändniß mit dem Herrn General⸗Stabs⸗Arzt der Armee wird die Könkgliche Inten⸗ 
dantur beauftragt, zu veranlaſſen, daß die noch in Privatpflege befindlichen kranken und verwundeten 
Soldaten der Feldarmee, ſobald es ſich um deren Invaliditäts⸗Feſtſtellung bandelt oder denſelben 
tünftliche Glieder verabreicht werden ſollen, nunmehr möglichft in Melitair⸗Lazarethe aufgenommen 
werden. Berlin, den 21. November 1866, 

Kriegs⸗Miniſterium. Militalr⸗DOekonomie⸗Departemeut. 
ez. v. Storch. Engelhard, 
An die Königliche Intendantur des 1. Armee⸗Korps in Königsberg.“ 
wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß und Beachtung gebracht. 

Marienwerder, den 22. Dezember 1866. Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 

3) Die in der General⸗Verſammlung am 26. April d. J. erfolgten Abänderungen des Geſellſchafts⸗ 
Statuts für den Schweizeriſchen Lloyd, Transport⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft in Winterthur, werden in 
der, dieſer Amtsblatts⸗Nummer beigefügten außerordentliche Beilage zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Marienwerder, den 15. Dezember 1866. Königl. Regierung. Abtheilung des Innern 

4) Dem im Kreiſe Thorn belegenen Rittergut Slawkowo iſt auf den Antrag ſeines Befitzers der 
urſprüngliche deutſche Name „Friedenau mit unſerer Genehmigung beigelegt worden. 

Marienwerder, den 21. Dezember 1866. Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


5) Nach den bisherigen Vorſchriſten durften für Handelsrelſende, welche für Rechnang mehrerer 
Sr (Fabrik⸗) Häuſer Beſtellungen aufſuchen oder Waaren⸗Einkäufe machen wollten, weder ſteuer⸗ 
reie Gewerbeſcheine noch Gewerbe⸗Legitimationskarten ausgefertigt werden. Dieſe Beſtimmung iſt, nach 
dem Neſerlpt des Königl. Finanz⸗Miniſterlums vom 2. d. N. in Betreff der im Jahre 1866 mit der 
Preußiſchen Monarchie vereinigten Gebiete und der übrigen Staaten des Zollvereins elnerſeits und der 
bisherigen (altländiſchen) Preußiſchen Provinzen anbererfeits dahin geändert, daß vom 1. Januar 1867 
ab die gegenſeitige abgabenfreie Zulaſſung der Handelsreiſenden auch auf diejenigen Handelsreiſenden An⸗ 
wendung finden darf, welche für Rechnung mehrerer Handlungs- (Fabrik.) Häuſer Beſtellungen auſ⸗ 
ſuchen oder Waaren⸗Einkäufe machen wollen. Das betbeiligte Publikum wird hiervon in Kenntniß geſetzt. 

Marienwerder, den 12. Dezember 1866. 
Königliche Regierung. Abtheilung für direkte Steuern, Domainen und Forſten. 

6) Vom 1. Januar k. J. ab wird eine zweimal tögliche Perſonen⸗Poſt zwiſchen Marienwer⸗ 
der und Graudenz mit folgendem Gange eingerichtet: 

aus Marienwerder 7 Uhr früh und 7 Uhr Abends, aus Garnſee 8 ¾ Uhr früh nnd 8% Uhr 
Abends, in Graudenz 10½ Uhr Vormittags und 10½ Uhr Abends; 
aus Graudenz 7 Uhr früh und 7 Uhr Abends, aus Garnſee 9 Uhr früh und 9 Uhr Abends, 
in Marienwerder 10¼½ Uhr Vormittags und 10 ½ Uhr Abends. 
Marienwerver, den 24. Dezember 1866. Der Ober⸗Poft Director. gez. Winter. 
Derfonal- Chronik. 

Des Königs Mojeftät haben Allergnädigſt geruht, bem Reglerungs⸗Secretair Harbarth den‏ رو 
۱ $ یهن تفه اه so als Rechnungsrath zu verleihen.‏ 

Dem ſeitherigen Pretigtamtg: Candidaten Samuel Julius Wilhelm Gräng iſt die erledigte zweite 
Predigerſtelle an der evangeliſchen Kirche zu Schwetz in der Diöceſe Schwetz verliehen worden. 

Der Kaufmann Benjamin Kraft in vandeck if zum unbeſoldeten Rafhmann daſelbſt auf 6 Jahre 
erwählt und als ſolcher beſtätigt worden. 


Erledigte Schulſtelle. 


S8) Die 2te Schullehrerſtelle zu Stobno, Kreiſes Conitz, wirb zum 1. f. ۰, erledigt. Lehrer 
katholiſcher Confeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich unter Einſendung ihrer Zeug⸗ 
uiffe bei bem Kreis⸗Schulinſpector, Pfarrer Piehaczek zu Neulich bei Conitz, zu melden. 


Conceſſionen. 


9) Dem Barbier Auguft Woiczechowski zu Dt. Eylau iſt nach abgelegter Prüfung die Con’ 
zeſflon zur Verrichtung kleiner chirurgiſchen Operationen und Hilfsleiſtungen, auf die jedesmalige Anord⸗ 
nung eines Arztes, für die Stadt Di. Eylau ertheilt worden. 

Den Barbieren Otto Arndt und Heinrich Pietſch zu Thorn iſt nach abgelegter Brüfung die Cote 
zeſſton zur Verrichtung kleiner chlrurgiſchen Operationen und Hilfsleiſtungen, auf die jedes malige Anord⸗ 
nung eines Arztes, für die Stadt Thorn ertheilt worden. 
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(Hierzu der öffentliche Anzeiger Nro. 1.) 


5 


Redligirt im Burean der Königlichen Regierung. Dru der Kante pſchen Hoſbuchdruckerel. 
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